
Gemäß § 53 Abs. 4 GOG 
an die Abgeordneten verteilt 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Gabriela Schwarz, Ralph SchaUmeiner, 
Kolleginnen und Kollegen 

------

zum Bericht und Antrag des Gesundheitsausschusses über den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das COVID-19-Maßnahmengesetz und das Epidemiegesetz 1950 geändert werden (1313 d.B.) 
(TOP 8) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs genannte Gesetzesantrag wird wie folgt geändert: 

a) In Artikel 1 Z 1 erhalten in § 8 Abs. 8 die Z I bis 5 die Ziffernbezeichnungen „ 1." bis „6. ". 

b) In Artikel I Z 1 erhält§ 8 Abs. 9 die Absatzbezeichnung „(1 O)" und wird nach Abs. 8 folgender Abs. 9 
eingefügt: 

„(9) Soweit dies zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 erforderlich ist, kann die 
Bezirksverwaltungsbehörde mit Bescheid Betriebss~tten oder Orte der Zusammenkunft für die Dauer von 
bis zu einer Woche schließen, wenn der Inhaber oder Organisator 

1. zumindest drei Mal wegen ein und derselben in Abs. 5 und 6 oder Abs. 8 Z 2, 3, 5 und 6 genannten 
Übertretung bestraft wurde, 

2. zumindest zwei Mal wegen ein und derselben in Abs. 4 oder Abs. 8 Z 1 und 4 genannten 
Übertretung bestraft wurde oder 

3. die Übertretung gemäß Abs. 4 bis 6 oder Abs. 8 
a) in der Absicht, seine Pflichten zu missachten oder 
b) unter Anstiftung der gemäß Abs. 1 bis 3 oder Abs. 8 Z 1 bis 3 verpflichteten Personen zur 

Missachtung ihrer Pflichten 
begangen hat und die Betriebsschließung unbedingt erforderlich ist, um eine 
Gesundheitsgefährdung von Kunden, Teilnehmern oder Arbeitnehmern zu vermeiden. Wird bei 
einer Kontrolle festgestellt, dass von der Übertretung mehrere Kunden betroffen sind, liegt 
dennoch nur eine einzige Verwaltungsübertretung vor." 

c) Artikel 1 Z 2 lautet: 

„ 2. § 9 Abs. I lautet: 

,(1) Die zur Vollziehung von gesundheitsrechtlichen und gewerberechtlichen Vorschriften 
zuständigen Organe der Bezirksverwaltungsbehörde, die Aufsichtsorgane gemäß §§ 24ff des 
Lebensmittelsicherheits- und Verbraucherschutzgesetzes - LMSVG, BGB!. 1 Nr. 151/2005, und die 
Organe der Arbeitsinspektion und über Ersuchen der für die Vollziehung der gesundheitsrechtlichen 
Vorschriften zuständigen Organe der Bezirksverwaltungsbehörde auch die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes im Rahmen ihrer Unterstützungspflicht gemäß § 10 können die Einhaltung von 
Betretungsverboten, Voraussetzungen und Auflagen sowie Beschränkungen gemäß § 5 Abs. 4 - auch durch 
Überprüfung vor Ort - kontrollieren. Zu dieser Kontrolle sind die Organe der Arbeitsinspektion nur im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit und ihres Aufgabenbereichs gemäß Arbeitsinspektionsgesetz 1993, BGBl. 
Nr. 27 /1993, zuletzt geändert durch Bundesgesetz, BGB!. I Nr. 61/2021 , bei Bestehen eines Verdachts einer 
Übertretung berechtigt. Dazu sind die von diesen Organen herangezogenen Sachverständigen sowie die 
Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes berechtigt, Betriebsstätten, Arbeitsorte, Verkehrsmittel, Alten­
und Pflegeheime sowie stationäre Wohneinrichtungen der Behindertenhilfe, bestimmte Orte und Orte der 
Zusammenkunft zu betreten und zu besichtigen, sowie in alle Unterlagen, die mit der Einhaltung von 
Betretungsverboten, Voraussetzungen und Auflagen nach diesem Bundesgesetz sowie von 
Beschränkungen gemäß § 5 Abs. 4 im Zusammenhang stehen, Einsicht zu nehmen und Beweismittel zu 
sichern. Der jeweilige Inhaber bzw. Verpflichtete hat den in dieser Bestimmung genannten Organen, ·den 
von diesen herangezogenen Sachverständigen und den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes das 
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Betreten und die Besichtigung zu ermöglichen, diesen die notwendigen Auskünfte zu erteilen und 
erforderliche Unterlagen vorzulegen."' 

d) Artikel 1Z4 lautet:„4. Dem§ 13 wird folgender Abs. 16 angefügt: 

,(16) § 8, § 9 Abs. 1 und§ 14 in der Fassung des Bundesgesetzes BGB!. I Nr. xx/2022 treten mit dem 
der Kundmachung folgenden Tag in Kraft; § 9 Abs. 3 tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag außer 
Kraft."' 

e) Dem Artikel 1 wird folgende Z 5 angefügt: 

„5. In§ 14 erhält die bisherige Z 2 die Ziffernbezeichung ,3.' und folgende Z 2 wird eingefügt: 

,2. hinsichtlich des Vollzugs durch die Organe der Arbeitsinspektion nach § 9 Abs. 1 der 
Bundesminister für Arbeit"' 

Zu a) (Artikel 1Z1 [§ 8 Abs. 8]): 

Bereinigung eines Redaktionsversehens. 

Zu b) (Artikel lZ 1 [§ 8 Abs. 9 undlO]): 

Begründung 

Mit dem nunmehr eingefügten Abs. 9 soll der Bezirksverwaltungsbehörde - nach dem Vorbild des § 360 
Abs. 3 GewO - die Möglichkeit eingeräumt werden, zusätzlich zu den in den § 8 Abs. 4 bis 6 und 8 
vorgesehenen Geldstrafen bei besonders schwerwiegenden Verstößen gegen die Sorgetragungspflichten 
durch Bescheid eine Betriebsschließung für die Dauer von bis zu einer Woche zu verhängen. In den 
·gesetzlichen Voraussetzungen, dass der Inhaber der Betriebsstätte oder Organsiator einer Zusammenkunft 
bereits mehrmals wegen identer Verwaltungsübertretungen bestraft wurde oder aber seine Pflichten mit 
Absicht außer Acht gelassen hat bzw. Kunden zur Missachtung ihrer Pflichten angestiftet hat, kommt zum 
Ausdruck, dass das Gefilhrdungelement, dem mit Hilfe dieser Sicherungsmaßnahme begnet werden soll, 
im erwarteten wiederholten Rechtsbruch liegt. Demgemäß umschreiben die Z 1 bis 3 jene Fälle, in denen 
von einer Tatwiederholung ausgegangen werden kann. 

Dies soll zunächst dann zulässig sein, wenn der Betreiber oder Organsiator bereits zumindest drei Mal 
wegen Übertretungen gemäß Abs. 5 und 6 oder Abs. 8 Z 2, 3, 5 und 6 bestraft wurde (zB Überschreiten 
·einer etwaigen Personenbeschränkung, fehlende KontrolJen von Nachweisen einer geringen 
epidemiologischen Gefahr). Mit dem Abstellen auf eine bereits erfolgte Bestrafung wird klargestellt, dass 
es sich um getrennt voneinander abgeschlossene Strafverfahren handeln muss. Verstöße gegen 
Betretungsverbote bzw. Untersagungen nach Abs. 4 und Abs. 8 Z 1 und 4 sind vom zugrundeliegenden 
Unwertgehalt höher einzuordnen, so dass hier die Schließung schon ab einer zumindest zweirnailigen 
Bestrafung verhängt werden kann. Ein im Unrechtsgehalt gleichwertiges Beharren in der Rechtswidrigkeit 
kann aber im Einzelfall auch bei einem einmaligen, besonders schwerwiegenden Verstoß vorliegen. Ein 
solcher Verstoß ist anzunehmen, wenn die Sorgetragungspflicht in der Absicht, seine Sorgetragungspflicht 
zu missachten oder unter Aufforderung zum Rechtsbruch missachtet wurde. Bei der Absichtlichkeit kommt 
es dem Täter gerade auf die Verwirklichung des entsprechenden Merkmals an '(Lewisch in 
Lewisch!Fister/ Weilguni, VStG2 § 5 Rz 14). Dies ist etwa dann der Fall, wenn der Betreiber oder 
Organisator entgegen eines Betreungsverbots oder der Auflage eines Nachweises einer geringen 
epidemiologischen Gefahr zum Besuch der Betriebsstätte oder zum Ort der Zusammenkunft ohne 
Einhaltung von Maßnahmen aufruft. Festgehalten werden darf, dass vor Inkrafttreten dieser Bestimmung 
gelegene Übertretungen nicht in die Mindestanzahlen nach Abs. 9 Z 2 und 3 miteinzuberechnen sind. 

Hiebei handelt es sich um zukunftgerichtete Sicherungsmaßnahmen, die dem Schutz der öffentlichen 
Gesundheit dienen, zumal davon auszugehen ist, dass an solchen Orten mangels Einhaltung der 
vorgeschriebenen Maßnahmen besonders ungünstige epidemiologische Verhältnisse herrschen. 
Demgemäß ist auch Voraussetzung für die Betriebsschließung, dass eine solche zilr Verhinderung der 
Verbreitung von COVID-19 erforderlich sein muss. Damit geht zum einen das Erfordernis einer 
Prognosbeurteilung einher: Die Betriebsschließung muss demnach erforderlich sein, um eine sonst durch 
Deliktwiederholung drohende Gesundheitsgefahr zu vermeiden. Zum anderen erfordert dies auch eine 
strenge Verhältnismäßigkeitprüfung im Einzelfall. Das Ermessen der Bezirksverwaltungsbehörde ist 
demgemäß nach Maßgabe der Art, Schwere und Gefährlichkeit der begangenen Übertretung auszuüben, so 
dass eine - vorübergehende - Betriebsschließung durch Bescheid zu erfolgen hat, wenn dies zum Schutz 
der öffentlichen Gesundheit erforderlich ist. 
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Zu c) (Artikel 1 1 [§ 9 Abs. 1)): 

Mit der Ergänzung in § 9 Abs. 1 soll klargestellt werden, dass die Organe der Arbeitsinspektion nur dort 
kontrollieren dürfen, wo sie auch zur Überwachung der Einhaltung der dem Schutz der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer dienenden Bestimmungen berufen sind. Werden dem Organ der Arbeitsinspektion bei 
seiner Tätigkeit vermutliche Übertretungen von COVID-19-Vorschriften bekannt, so ist es zu 
entsprechenden Kontrollen berechtigt. 
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